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BUNDESARBEITSGERICHT

4 AZR 541/03

8 Sa 65/02
Landesarbeitsgericht
Baden-Wurttemberg

Im Namen des Volkes!

Verkindet am
3. November 2004

URTEIL

Anderl, Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle

In Sachen

Klagerin, Berufungsklagerin und Revisionsklagerin,

pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mindlichen Verhand-
lung vom 3. November 2004 durch den Richter am Bundesarbeitsgericht Bott als Vor-
sitzenden, die Richter am Bundesarbeitsgericht Prof. Dr. Friedrich und Dr. Wolter so-
wie die ehrenamtlichen Richter Rzadkowski und Seifner fiir Recht erkannt:

1. Die Revision der Klégerin gegen das Urteil des Landesar-

beitsgerichts Baden-Wirttemberg vom 6. Mai 2003 - 8 Sa
65/02 - wird zuruckgewiesen.
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2. Die Klagerin hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten dariber, ob die Klagerin Anspruch auf ,Entschadigung”
nach § 5 des ,Rationalisierungsschutzabkommens fir die Arbeithehmer der Woh-
nungswirtschaft® vom 1. Oktober 1980 abgeschlossen zwischen dem Arbeitgeberver-
band Wohnungswirtschaft e.V. einerseits und der DAG, HBV, BSE andererseits hat.

Die am 13. April 1960 geborene Klagerin war bei der Beklagten in der Zeit von
1978 bis etwa 1986 beschaftigt gewesen und arbeitete dann bei ihr in der Zeit vom
16. Juni 1997 bis zum 31. Dezember 2001 als Angestellte im Bereich der kaufméanni-
schen Hausbewirtschaftung, spéater in der Eigentumsverwaltung mit 37 Wochen-
stunden. Das Arbeitsverhaltnis war zundchst bis zum 9. Juni 2000 befristet und wurde

bis zum 27. Januar 2003 verlangert.

Im ,Dienstvertrag” vom 2. Juni 1997 heil’t es ua.:

81

... Wahrend der Probezeit kann das Arbeitsverhéaltnis von bei-
den Vertragspartnern mit einer Frist von zwei Wochen gekin-
digt werden.

§2

Die Vergitung erfolgt auf der Grundlage des Manteltarifvertra-
ges fur die Angesteliten der Wohnungswirtschaft, gultig ab
28.05.1993. Anderungen des Manteltarifvertrages wirken sich in
vollem Umfang auf diesen Anstellungsvertrag aus.

Frau B erhalt folgende Vergiitung:
Waéhrend der Probezeit Gehaltsgruppe | A
monatlich = DM 3.345,--

ab 16. Dezember 1997 Gehaltsgruppe Il
monatlich = DM 3.585,--
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Daneben erhélt Frau B die Ubrigen Zulagen des o.a. Mantelta-
rifvertrages sowie die nach dem jeweiligen Tarifvertrag Gber die
Gewahrung vermégenswirksamer Leistungen zu Gunsten der
Angestellten der Wohnungswirtschaft vorgesehenen Leistun-
gen.

§3

Fur die Arbeitszeit, Mehrarbeit, Sonntags-, Feiertags- und
Nachtarbeit gelten die jeweiligen Bestimmungen des Mantelta-
rifvertrages.

§4

Der jeweils gultige Manteltarif regelt:

a) die Fortzahlung des Gehaltes im Krankheitsfalle,
b) den Urlaubsanspruch,

c) die Reisekostenvergutung,

d) das Arbeitsversaumnis,

e) die Kundigung.

Im Ubrigen gilt der Manteltarifvertrag auch fur alle weiteren, hier
nicht aufgefihrten und fur das Dienstverhéltnis entscheidenden
MaRnahmen und Angelegenheiten.

§ 6

... Anderungen und Erganzungen sind nur wirksam, wenn sie
schriftlich vereinbart werden.“

Der zuletzt erzielte Bruttomonatsverdienst der Klagerin betrug 2.019,20 Euro.
Die Abteilung Wohnungseigentumsverwaltung, in der die Klagerin tatig war, bestand
aus dem Abteilungsleiter O F, der Klagerin sowie Frau G W. Mit Schreiben vom
12. Juni 2001 kundigte die Beklagte das Arbeitsverhéltnis mit der Klagerin zum
31. Dezember 2001 wegen Auflésung der Abteilung Wohnungseigentumsverwaltung.
Der ehemalige Geschéftsfuhrer der Beklagten R D Glbernahm zum 1. Januar 2002 die
friher bei der Beklagten installierte Abteilung Wohnungseigentumsverwaltung in

selbststandiger Tatigkeit und schied bei der Beklagten als Geschéftsfihrer zum
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31. Dezember 2001 aus. Seit 1. Januar 2002 arbeitet die Klagerin auf Grund eines
neuen Anstellungsvertrages fur die Firma r |, auf welche die Abteilung Wohnungsei-
gentumsverwaltung Ubertragen wurde. Der Arbeitsvertrag der Klagerin mit R D liegt

nicht vor.

Die Klagerin verlangte mehrfach erfolglos die ,Entschadigung® nach § 5 RSA.
Mit ihrer am 8. Marz 2002 beim Arbeitsgericht eingegangenen Klage verfolgt die Klage-
rin ihr Zahlungsbegehren weiter. Sie hat die Auffassung vertreten, das RSA gelte nach
wie vor. Die Beklagte wende das gesamte Tarifwerk, wozu auch das RSA gehore, auf
samtliche Arbeitnehmer ihres Betriebs an. Bei der Neueinstellung wirden die Arbeit-
nehmer darauf hingewiesen, dass das Tarifwerk fur samtliche Arbeitnehmer in der
Wohnungswirtschaft Anwendung finde. Da Herr F die Entschadigung aus dem RSA
erhalten habe, ergebe sich ein Anspruch auch aus dem Gesichtspunkt des Gleichbe-
handlungsgrundsatzes. Ein Betriebsiibergang liege nicht vor. Sie habe mit der Firmar |

ein vollig neues Arbeitsverhaltnis begrindet.
Die Klagerin hat zuletzt beantragt:

Die Beklagte wird verurteilt, an die Klagerin 4.038,40 Euro
brutto nebst 5 % Zinsen Uiber dem Basiszinssatz hieraus seit
dem 1. Januar 2002 zu bezahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Das RSA sei am 31. Dezember
1990 gekiindigt worden und sei demgemaR auf das Arbeitsverhaltnis der Parteien nicht
anwendbar. Kraft vertraglicher Inbezugnahme seien nur die ausdricklich benannten
Tarifvertrage anwendbar. Héatte die Beklagte tatsachlich das gesamte Tarifwerk zur
Geltung bringen wollen, wére dies so formuliert worden. AuRerdem stehe die vertragli-
che Schriftformklausel der konkludenten Inbezugnahme und Anwendbarkeit kraft be-
trieblicher Ubung entgegen. Ihr friiherer Geschéaftsfihrer habe keine Abfindung zuge-
sagt. Er habe auch der Klagerin anlasslich ihrer Einstellung nicht die Geltung der Tarif-
vertrdge insgesamt zugesagt. Grundlage der an Herrn F bezahlten Abfindung seien die
Regelungen der §§ 9 und 10 KSchG gewesen. Herr F habe sich zu keiner Zeit auf das
RSA berufen. Die Klagerin erfllle die Anspruchsvoraussetzungen des RSA nicht. Eine
Rationalisierungsmalnahme iSd. § 2 RSA liege angesichts des BetriebslUbergangs
gem. §613a BGB nicht vor. Die Klagerin sei vielmehr von ihrem damaligen Ge-

schaftsfihrer nahtlos in den neuen Betrieb mit Ubernommen worden.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat

die Berufung der Klagerin zuriickgewiesen. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelas-
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senen Revision verfolgt die Klagerin ihren Anspruch auf ,Entschadigung” weiter. Die

Beklagte beantragt, die Revision der Klagerin zuriickzuweisen.

Entscheidungsgriinde

A. Die Revision der Klagerin ist unbegrindet. Die Vorinstanzen haben die Klage
auf Zahlung der ,Entschadigung® nach § 5 Abs. 2  Rationalisierungsschutzabkommen
fur die Arbeitnehmer der Wohnungswirtschaft* (RSA) vom 1. Oktober 1980 zutreffend
abgewiesen. Es fehlt insoweit an einer Anspruchsgrundlage. Das RSA ist auf das Ar-

beitsverhaltnis der Parteien nicht anwendbar.

1. Die Klagerin ist nicht tarifgebunden. Eine Geltung des RSA kraft beiderseitiger
Tarifgebundenheit scheidet damit aus, auch wenn davon auszugehen ist, dass das
RSA bislang nicht gekiindigt worden ist. Dieser Punkt ist in der Revisionsinstanz nicht
wieder aufgegriffen worden. Weiterer Ausfuhrungen des Senats dazu bedarf es nicht.

2. Das RSA ist auch nicht Gegenstand des zwischen den Parteien im Juni 1997
geschlossenen schriftlichen Arbeitsvertrages geworden.

a) Das RSA ist im schriftlichen Arbeitsvertrag nicht erwahnt.
b) Auch eine konkludente Inbezugnahme im Arbeitsvertrag liegt nicht vor.
aa) Das Landesarbeitsgericht hat insoweit ausgefuhrt, arbeitsvertraglich sei in § 2,

§ 3 und § 4 der Manteltarifvertrag fur die Angestellten der Wohnungswirtschaft, in § 2
auBerdem der Tarifvertrag Uber die Gewahrung vermdégenswirksamer Leistungen zu-
gunsten der Angestellten der Wohnungswirtschaft in Bezug genommen. Uber § 3
Ziff. 1 des Manteltarifvertrages lasse sich auch eine ausdrickliche Inbezugnahme des

Vergitungstarifvertrages annehmen. Damit habe es sein Bewenden.
bb) Das steht dafiir, dass das RSA nicht erfasst ist.

aaa) Das Landesarbeitsgericht hat sich dann mit Ziff. lll der Griinde der Entschei-
dung des Ersten Senats vom 19. Januar 1999 (- 1 AZR 606/98 - AP TVG § 1 Bezug-
nahme auf Tarifvertrag Nr. 9 = EzA TVG § 3 Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 10) aus-

einander gesetzt, in denen ausgefihrt ist, es kdnne aus der Anwendung wesentlicher
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Tarifbedingungen durch den tarifgebundenen Arbeitgeber, insbesondere aus der Ge-
wahrung des Tariflohnes, geschlossen werden, dass das Arbeitsverhéltnis insgesamt
den einschlagigen Tarifvertrdgen unterliegen solle, es sei denn, besondere Umstande

des Einzelfalls sprachen gegen einen solchen Schluss.

bbb) Es hat gemeint, hier nicht folgen zu kénnen. Dabei hat es aber Ubersehen,
dass es hier um eine andere Frage geht, ndmlich um die, ob die Vereinbarung der An-
wendbarkeit eines Tarifvertrages die Anwendbarkeit des gesamten Tarifwerks in sich
schliet. In dem vom Ersten Senat entschiedenen Fall ging es demgegenuber darum,
ob eine eingeschrankte arbeitsvertragliche Inbezugnahme von Tarifvertragen sich auch

auf die tarifvertragliche Ausschlussfrist erstreckt.

Das Landesarbeitsgericht hat im Ubrigen zutreffend darauf hingewiesen, be-
sondere Umstdnde des Einzelfalls im Sinne des Urteils des Ersten Senats stinden
dagegen, dass im Hinblick auf die einzelvertragliche Verweisung auf bestimmte Tarif-
bedingungen das gesamte Tarifwerk in Bezug genommen worden sei, mége man die-

se Tarifbedingungen auch als wesentliche ansehen.

Das Landesarbeitsgericht hat insoweit zum einen ausgefuhrt, es kénne nicht
Ubersehen werden, dass das Arbeitsverhaltnis auf drei Jahre befristet gewesen sei. Die
(stillschweigende) Inbezugnahme des Tarifvertrages zur Altersteilzeit erscheine gera-
dezu abwegig - die Klagerin sei bei Vertragsschluss 37 Jahre alt gewesen -, die des
RSA fernliegend.

Zum anderen hat es darauf verwiesen, der Arbeitsvertrag der Parteien weiche
hinsichtlich der Kundigungsfrist in der Probezeit zum Nachteil der Klagerin vom Tarif-
vertrag ab: § 1 Abs. 1 Satz 3 des Arbeitsvertrages sehe eine Kundigungsfrist wahrend
der Probezeit von zwei Wochen vor, wahrend nach § 15 Ziff. 2 MTV die Kindigungs-
frist innerhalb der Probezeit nicht unter einem Monat zum Monatsende betragen durfe.
Zwar verweise § 4 Buchst. e des Arbeitsvertrages hinsichtlich der Kundigung aus-
drucklich auf den ,jeweils gultigen Manteltarifvertrag®. Ersichtlich gelte dies aber nicht
fur die Probezeitkiindigung. Die im Vergleich zur tariflichen Regelung nachteilige Ver-
tragsklausel habe sich fir die Klagerin zwar nur sechs Monate lang ausgewirkt. Aus ihr
kénne jedoch geschlossen werden, dass die Inbezugnahme von Tarifvertrdgen nicht

umfassend, sondern selektiv gewollt gewesen sei.

Diese Ausfiihrungen halten einer revisionsrechtlichen Uberprifung stand.

i
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Selbst wenn man von einem Formulararbeitsvertrag ausgeht, dessen typische
Vertragsklauseln wie Rechtsnormen zu behandeln sind und auch in der Revisionsin-
stanz der uneingeschrankten Uberpriifung unterliegen (vgl. zB BAG 5. September
2002 - 8 AZR 620/01 - AP BAT §§ 22, 23 Lehrer Nr. 93 mwN), kann aus der Anwen-
dung einzelner Tarifbestimmungen der Erklarungsinhalt einer Bezugnahme auf das
gesamte Tarifwerk nicht mehr abgeleitet werden, wenn die Arbeitsvertragsparteien den
Zweck der Gleichstellung durch vom Tarifvertrag abweichende Absprachen durchbro-
chen haben. Der Erste Senat hat beispielsweise auf die Vorenthaltung einzelner tarifli-
cher Leistungen verwiesen. Dazu gehért die verlangerte tarifliche Kindigungsfrist in
der Probezeit; mag auch eine kurzere Kundigungsfrist im Einzelfall dem Arbeitnehmer

gelegen kommen, im Allgemeinen profitiert er von der langeren Kiindigungsfrist.

Nun kann dem entgegengehalten werden, dass eine Abweichung den Ruick-
griff auf das gesamte Tarifwerk nicht ausschlie3t. Die Arbeitsvertragsparteien mégen
die Gleichstellung nur bezuglich einzelner Arbeitsbedingungen haben aufheben wollen.
Wenn aber bei einer an sich detaillierten Regelung abseits liegende Tarifvertrage, wie
der Tarifvertrag Uiber Altersteilzeit und das RSA, keine Erwadhnung in einem befristeten
Arbeitsvertrag finden, so steht das eher dafiir, dass nicht das gesamte Tarifwerk durch
die partielle Erwahnung des Manteltarifvertrages, des Tarifvertrages tber die Gewah-
rung vermégenswirksamer Leistungen und des Vergitungstarifvertrages in Bezug ge-

nommen wurde.
3. Das RSA ist auch nicht Gber eine mundliche Inbezugnahme anwendbar.

a) Das Landesarbeitsgericht hat insoweit ausgefiihrt, der muindlichen Inbe-
zugnahme stehe § 6 des Arbeitsvertrages entgegen. Zwar kénne die vertraglich ver-
einbarte Schriftform jederzeit, auch konkludent, aufgehoben werden. Dafir sei es zu-
mindest erforderlich, dass die Parteien die MaRgeblichkeit des miindlich Vereinbarten
Ubereinstimmend gewollt hatten. Die Klagerin trage selbst vor, der ehemalige Ge-
schéftsfiihrer der Beklagten habe im Zeitpunkt des Vertragsschlusses und der Uberga-
be des Tarifvertragsordners die Existenz des RSA nicht gekannt. Dann habe er auch
nicht gewollt, dass dieses - abweichend von der Vertragsurkunde - Inhalt des Arbeits-

verhaltnisses werde.

b) Dem ist jedenfalls im Ergebnis zu folgen. Die Parteien haben nicht das Tarif-
werk vereinbart und zugleich den Schriftformzwang aufgehoben. Das gibt der Vortrag

der Klagerin nicht her. Die Klagerin hat vorgetragen, bei der Wiedereinstellung am
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2. Juni 1997 seien der Klagerin wieder die Tarifvertrage flr die Angestellten und ge-
werblichen Arbeitnehmer in der Wohnungswirtschaft vom ehemaligen Geschaftsfuhrer
der Beklagten R D Ubergeben worden. Bei der Einstellung sei der Klagerin dann vom
Geschéftsfuhrer der Beklagten gesagt worden, dass die Tarifvertrdge auf das Arbeits-
verhéltnis insgesamt Anwendung fanden, entsprechend den Uberreichten Vertragen.
Das Gesamtwerk der Ubergebenen Tarifvertrdge enthalte den Manteltarifvertrag, die
Protokollinotizen zum Manteltarifvertrag, den Tarifvertrag zur Altersteilzeit fir die Be-
schéftigten der Wohnungswirtschaft, den Vergitungstarifvertrag, den Tarifvertrag Uber
die Gewahrung vermégenswirksamer Leistungen und das Rationalisierungsschutzab-
kommen. Es sei dann festgestellt worden, dass die Beklagte nur einen etwas veralte-
ten Tarifvertrag vorrétig gehabt habe. Zu einem spateren Zeitpunkt habe die Klagerin
das aktuelle Tarifvertragswerk erhalten. Der Geschéftsfiihrer der Beklagten jedenfalls
sei grundsatzlich und von Anfang an davon ausgegangen, dass das Gesamtvertrags-
werk der Tarifvertrage auf das Arbeitsverhaltnis mit der Beklagten Anwendung finde.
Zwar sei das RSA im Arbeitsvertrag nicht explizit erwahnt. Mit der Nichterwdhnung
habe jedoch das RSA nicht ausgeschlossen werden sollen. Der ehemalige Geschéfts-
fUhrer der Beklagten habe sich keine Gedanken gemacht, was alles zum Tarifver-
tragswerk gehére. Er sei jedenfalls davon ausgegangen, dass das Tarifwerk insgesamt
auf das Arbeitsverhaltnis Anwendung finde, ohne sich genauere Gedanken zu machen,
welche Tarifvertrage insgesamt zwischen den Tarifvertragsparteien im Einzelnen ver-
einbart worden seien. Auch habe sich der Geschéftsfihrer der Beklagten seinerzeit
keine Gedanken speziell Uber das RSA gemacht, da dieses bisher mangels vorge-
nommener Rationalisierung keine Anwendung gefunden gehabt habe mit Ausnahme

bei Herrn F.

Damit ist eine entsprechende miindliche Vereinbarung und ihre Mafigeblich-
keit nicht hinreichend dargetan. Der Geschéaftsfilhrer misste der Klagerin Gber den
Arbeitsvertrag hinaus angeboten haben, das gesamte Tarifwerk zum Inhalt des Ar-
beitsvertrages zu machen. Sie tragt aber nur vor, ihr sei vom Geschaftsfuhrer das Ta-
rifwerk bei der Wiedereinstellung wieder Ubergeben worden, bei der Einstellung sei der
Klagerin vom Geschéftsfilhrer der Beklagten gesagt worden, dass die Tarifvertrage auf
das Arbeitsverhaltnis insgesamt Anwendung fanden, entsprechend den Uberreichten
Vertragen, was nur dahin verstanden werden soll, dass damit das gesamte Tarifwerk
gemeint gewesen sei. Die Klagerin teilt aber nicht mit, aus welchen Tatsachen sie
schlielt, dass der Geschaftsfihrer der Beklagten grundséatzlich und von Anfang an

davon ausgegangen sei, dass das gesamte Vertragswerk der Tarifvertrage auf das
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Arbeitsverhéltnis mit der Beklagten Anwendung finde. Entsprechendes gilt fur den Vor-
trag, dass das Rationalisierungsschutzabkommen im Arbeitsvertrag nicht explizit er-
wahnt sei, was bedeute, dass mit der Nichterwdhnung das RSA nicht habe ausge-

schlossen werden sollen.

Der Vortrag der Klagerin, der ehemalige Geschaftsfuhrer der Beklagten habe
sich keine Gedanken gemacht, was alles zum Tarifwerk gehore, er sei jedenfalls davon
ausgegangen, dass das Tarifwerk des Arbeitgeberverbandes der Wohnungswirtschaft
insgesamt auf das Arbeitsverhaltnis Anwendung finde, ohne sich genauere Gedanken
zu machen, welche Tarifvertrage insgesamt zwischen den Tarifvertragsparteien im
Einzelnen vereinbart worden seien, steht dafir, dass es dem Geschaftsflihrer der Be-
klagten an einem Rechtsgeschaftswillen bei der Ubergabe des Tarifwerks ermangelte,
er also gar kein Angebot abgegeben hat, das Uber den Inhalt des schriftlichen Arbeits-
vertrages hinausgehe, sondern die Klagerin lediglich Gber die arbeitsvertraglich in Be-

zug genommenen tariflichen Bestimmungen informieren wollte.

4. Die Klagerin hat auch keinen Anspruch auf ,Entschadigung” aus betrieblicher

Ubung.

a) Das Landesarbeitsgericht hat dazu ausgefuhrt, die Klagerin habe dazu keinen
ausreichenden Vortrag gehalten. Insbesondere folge ihre eigene Vergitung nicht etwa
aus einer kraft betrieblicher Ubung in Bezug genommenen Geltung des Vergitungsta-
rifvertrages, sondern aus § 2 des Arbeitsvertrages, der als ,Grundlage fur die Vergu-
tung“ den Manteltarifvertrag und sodann zwei unterschiedliche Gehaltsgruppen fir die
Probezeit und die Zeit danach enthalte. § 3 Ziff. 1 des Manteltarifvertrages verweise
wiederum auf die Tarifgruppen gemaR Vergitungstarifvertrag. Der Konstruktion einer
betrieblichen Ubung fiir die Geltung eines Vergitungstarifvertrages bedirfe es dem-
nach nicht. Dass im Betrieb der Beklagten jemals der Tarifvertrag Gber Altersteilzeit zur
Anwendung gekommen sei, behaupte auch die Klagerin nicht. Fir die Geltung des
Rationalisierungsschutzabkommens habe sie nur einen einzigen Fall, namlich ihren

Kollegen F benannt, was keine betriebliche Ubung schaffen kénne.

b) Das ist jedenfalls im Ergebnis zutreffend. Die Bezugnahme kann sich auch
aus einer betrieblichen Ubung ergeben (BAG 22. Mérz 1994 - 1 ABR 47/93 - EzA TVG
§ 4 Geltungsbereich Nr. 10; 19. Januar 1999 - 1 AZR 606/98 - AP TVG § 1 Bezugnah-
me auf Tarifvertrag Nr. 9 = EZA TVG § 3 Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 10). Das

setzt aber eine tatséchliche ,betriebliche* Ubung voraus. Dafir hat die Klagerin nichts
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vorgetragen. Welche tariflichen Regelungen sind Uber ihren Arbeitsvertrag hinaus tat-
sachlich angewendet worden? FUr eine umfassende Inbezugnahme genligt nicht
schon die punktuelle Anwendung vereinzelter Tarifregelungen - etwa die zur Entgelt-
héhe durch bloRe Zahlung (BAG 26. September 1990 - 5 AZR 112/90 - BAGE 66, 76 =
AP BeschFG 1985 § 2 Nr. 9 = EzA TVG § 4 Ausschlussfristen Nr. 89). Erforderlich ist,
dass der Arbeitgeber erkennen lasst, dass er das Tarifwerk als Ganzes anwendet.

Dafur enthalt der Vortrag der Klagerin keine hinreichenden Anhaltspunkte.

5. Die Klagerin hat auch keinen Anspruch auf ,Entschadigung® kraft arbeitsrecht-

lichen Gleichbehandlungsgrundsatzes.

Nach dem Gleichbehandlungsgrundsatz ist es dem Arbeitgeber verwehrt, eine
Gruppe oder Gruppen von Arbeitnehmern ohne sachlichen Grund von allgemein be-
gunstigenden Regelungen im Arbeitsverhéltnis auszuschlieRen und schlechter zu stel-
len. Dieser Grundsatz gebietet, Gleiches gleich und Ungleiches seiner Eigenart ent-
sprechend verschieden zu behandeln. Er ist dann verletzt, wenn sich ein verninftiger,
aus der Natur der Sache sich ergebender oder sonst wie als sachlich einleuchtender
Grund fir eine Differenzierung nicht finden lasst (zB Senat 16. April 1997 - 4 AZR
653/95 - AP ArbGG 1979 § 72 Nr. 35 = EzA ZPO § 554 Nr. 6; 27. Januar 1999 - 4 AZR
52/98 - ZTR 1999, 379).

a) Das Landesarbeitsgericht hat ausgefuhrt, erste Voraussetzung des Gleichbe-
handlungsgrundsatzes sei eine vergleichbare Lage mehrerer Arbeitnehmer. Es miss-
ten sich Gruppen von Arbeitnehmern bilden lassen. Der Anspruch der Klagerin scheite-
re daran, dass sich keine Gruppe bilden lasse, zu welcher sie die Zugehdrigkeit bean-
spruchen kénne. Vielmehr kénne sie nur einen Kollegen, Herrn F, benennen, der an-
ders als sie anlasslich seiner Kindigung eine Abfindung erhalten habe. Unabhangig
davon, ob diese Abfindung nach dem RSA oder als reine Abfindung nach dem KSchG
gezahlt worden sei, habe die Beklagte Herrn F gegeniber der Klagerin besser stellen

dirfen, ohne dass dieser daraus ein Rechtsanspruch erwachse.

b) Dem folgt der Senat im Ergebnis. Dass die Beklagte dem Arbeitnehmer F eine
Abfindung gewahrt hat, also so gesehen ihn gegeniber der Klagerin vorgezogen hat,
lasst nicht den Schluss zu, dass die Beklagte ihre Entscheidung auf der Grundlage
eines durchgangig beachteten Prinzips getroffen hat. Ein solches Prinzip hat die Klage-

rin nicht einmal behauptet. Die Beklagte hat stets vorgetragen, andere Arbeitnehmer
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hatten Entschadigungen nach dem RSA nicht erhalten. Weitere Arbeitnehmer, die Ent-
schadigungen nach dem RSA erhalten hatten, hat die Klagerin nicht benannt.

Dass der Arbeitnehmer F eine Abfindung nach §§ 9, 10 KSchG erhalten habe,
um einen Kindigungsschutzprozess zu vermeiden und weil dieser anders als die Kla-
gerin nicht nahtlos eine neue Beschéftigung gefunden habe, steht fiir einen gegeniber

der Klagerin ungleichen Sachverhalt.

6. Die Klagerin kann sich auch nicht mit Erfolg auf eine individualrechtliche Zu-

sage einer Entschadigung berufen.

Die Klagerin hat insoweit vorgetragen, die Klagerin habe ebenfalls - wie Herr
F - bei ihrem Ausscheiden die Entschadigung entsprechend dem RSA erhalten sollen.
Die Entschadigung sei aber zunachst nicht gezahlt worden, da eine Buroangestellte
der Beklagten, Frau K, Bedenken gehabt habe, ob die Entschadigung auch fiir befris-
tete Angestellte zu zahlen sei. Nicht wegen grundséatzlicher Bedenken, sondern nur
deswegen habe die Beklagte bei inrem Arbeitgeberverband angefragt. Die Auszahlung
der Entschédigung sei dann aber letztendlich lediglich deswegen verweigert worden,
weil die Beklagte oder deren Arbeitgeberverband behauptet hitten, die vorgenommene
MaRnahme stelle keine Rationalisierungsmaflnahme dar. Die Klagerin sei Ende No-
vember/Anfang Dezember 2001 mehrfach im Biro des ehemaligen Geschéftsfuhrers
der Beklagten gewesen, um dort wegen der Entschadigung aus dem RSA nachzufra-
gen und die Sache zu regeln. Es sei der Klagerin dann vom ehemaligen Geschaftsfih-
rer gesagt worden, dass sie wie Herr F die Entschadigung erhalte, wenn das befristete

Arbeitsverhaltnis der Auszahlung nicht entgegenstehe.

Dieser Sachvortrag ist unschlissig. Es ist nicht vorgetragen, aus welchen Tat-
sachen die Klagerin den Schluss zieht, sie habe ebenfalls bei ihrem Ausscheiden die
Entschadigung entsprechend dem RSA erhalten sollen. Sie hat nicht vorgetragen, wer
ihr wann wie die Entschédigung angeboten hat und sie dieses Angebot angenommen
hat. Daran andert der vorgetragene angeblich zeitlich spatere Vorbehalt wegen der
Befristung des Arbeitsvertrages nichts. Entsprechendes gilt fur die angebliche spatere
Behauptung, es liege keine Rationalisierungsmafnahme im Sinne des RSA vor. Auch
der Vortrag hinsichtlich ihrer Vorsprachen im Buro des ehemaligen Geschéftsfiihrers

der Beklagten ist zu unbestimmt.

7. Auf die von der Beklagten aufgeworfene Frage des Teilbetriebsiibergangs und

der damit etwa verbundenen méglichen Unwirksamkeit der Kindigung kommt es e-
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benso wenig an wie auf die Frage, ob die gegeniber der Klagerin ausgesprochene

Kiindigung tberhaupt unter das RSA fallt.

B. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.
Bott Wolter Friedrich
Rzadkowski Seifner

JLaw — Gesetze und Urteile o A\,a..ab.e on the
Kostenlos (mobile App) } Google play App tore
Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir iOS

www.prinz.law

1ZINYPsa8 HUIN I BLY §§ YORU YUBQUI)R(] S[e PUIS SUN[WIWILSS[12)1() J9P 319 ], YINY SIDMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	URTEIL

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand


	„§1

	§2

	§6

	Entscheidungsgründe



